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Einführung

Seit der Einführung der kommunalen Selbstverwaltung um 1874 besteht die Gemeinde Dassendorf als „rechtsfähige Körperschaft“. In diesem Zeitraum hat die Gemeinde – und die Menschen, die in ihr leben – Aufschwung und Wirtschaftskrise, Frieden und Weltkrieg, Diktatur und Demokratie sowie Inflation, Besatzung, Flucht und Vertreibung erlebt. Es waren keine einfachen Jahre. 

Die nachstehenden Ausführungen geben Einblicke in einzelne Etappen dieser Geschichte. 

Die kommunale Selbstverwaltung

Im lauenburgischen Land erfolgte in den Jahren zwischen 1865 und 1876 die endgültige Zäsur zwischen der alten und der neuen Zeit. In jener „preußischen“ Epoche führten die neuen Machthaber ein Reformprogramm durch, das sämtliche Bereiche des öffentlichen Lebens betraf. Maßnahmen wie die Aufhebung der Zölle, die Einführung der Gewerbefreiheit, die Gründung der Standesämter, die Trennung der Justiz von der Verwaltung mit gleichzeitiger Gründung der Amtsgerichte, die Einführung der Wehrpflicht und dergleichen mehr machten das kleine Elbherzogtum „fit für die Moderne“. Am 1. Juli 1876 erfolgte der letzte Schritt: Das Herzogtum wurde als Landkreis in die Provinz Schleswig-Holstein einverleibt, durfte jedoch seinen adligen Vornamen als kleines Trostpflaster für den Verlust der Selbständigkeit behalten.  

Eine besondere Reform der Preußen war die Einführung der kommunalen Selbstverwaltung im Jahre 1874. Die bäuerliche Gemeinde wurde als genossenschaftliche Einrichtung aufgelöst, der erbliche Bauernvogt durch einen gewählten Gemeindevorsteher ersetzt. 

Es entstand eine Gemeindeversammlung, die sich aus den Grundbesitzern zusammensetzte. Leider sind die Protokolle der Gemeinde aus diesen Anfangszeiten nicht überliefert. Eine Akte des alten Amtes Schwarzenbek, die im Schwarzenbeker Stadtarchiv verwahrt wird, gibt aber einen kleinen Einblick in diesen ersten Schritt der Selbständigkeit. In einem Schreiben des Amtes heißt es in Bezug auf die erste Wahl in Dassendorf: „Die Wahl des Halbhufners Dassau in Dassendorf wird deshalb nicht bestätigt, weil derselbe nach Angabe der königlichen Landvogtei nur nothdürftig schreiben kann. Der Wahl des Vertreters daselbst fehlt aber die absolute Majorität“. Um 1900 wurde eine Gemeindevertretung eingeführt, die nach dem Klassenwahlrecht gewählt wurde. Erst nach der deutschen Revolution von 1918/19 wurde das freie, geheime und allgemeine Wahlrecht im gesamten Reich eingeführt.

Vom Amt Schwarzenbek zum Amt Hohe Elbgeest

Gleichzeitig mit der Einführung der kommunalen Selbstverwaltung hob das von Bismarck geleitete „Ministerium für Lauenburg“ die überlieferte Ämterverfassung auf. Justiz und Verwaltung wurden getrennt, es entstanden die Amtsgerichtsbezirke im Bereich der Rechtspflege und „Landvogteien“, die für die Verwaltung zuständig waren. Dassendorf wurde in beiden Fällen dem Bezirk Schwarzenbek zugeordnet. 1889 kam es zu einer weiteren Reform. Die großen Landvogteibezirke wurden in kleinere Ämter aufgeteilt. Dassendorf gehörte nach 1889 bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges mit den Gemeinden Brunstorf, Grove, Grabau und Schwarzenbek zum Amt Schwarzenbek. Der Amtsausschuss bestand aus sieben Mitgliedern. Der Amtsvorsteher, der nicht gewählt, sondern vom Innenminister ernannt wurde, kam stets aus der größten Gemeinde, aus Schwarzenbek. Das Amt übte eine Aufsichtsfunktion über die Gemeinden aus – wie seine Bezeichnung „Orts-Polizei-Behörde“ verdeutlicht.  

Die Ämter überlebten den Zusammenbruch 1945 nicht. Die englische Militärregierung führte im Juni 1945 an ihrer Stelle „Bezirksbürgermeistereien“ ein. Bis 1948 gehörten die Gemeinden des heutigen Amtes Hohe Elbgeest zu der Bezirksbürgermeisterei Geesthacht (Börnsen, Escheburg, Hamwarde, Hohenhorn, Worth), Lauenburg (Wiershop) und Wentorf (Dassendorf und Kröppelshagen). Die Hauptaufgabe der Bezirksbürgermeister war es, sich wöchentlich in Ratzeburg mit der Militärregierung zu treffen, deren Anordnungen entgegenzunehmen und ihnen vor Ort Geltung zu verschaffen. 

Als 1948 der schleswig-holsteinische Landtag die kommunalrechtliche Gesetzgebung erhielt, führte er eine neue Amtsordnung ein, die an ältere Traditionen in Schleswig-Holstein anknüpfte. Das in Niedersachsen eingeführte Prinzip der Gesamtgemeinde als Verwaltungsstelle für die Dörfer wurde ausdrücklich abgelehnt. Die Verantwortung für das Geschick der Dörfer sollte in den Händen der gewachsenen Strukturen vor Ort bleiben. 1948 entstand aus der Bezirksbürgermeisterei Geesthacht das Amt Geesthacht-Land mit seinen acht amtsangehörenden Gemeinden. Bei der Neuordnung der Ämter 1966, bei der es sonst im Kreis zur Zusammenlegung von Amtsbezirken kam, blieb das Amt Geesthacht-Land mit seinen Gründungsgemeinden bestehen. 

Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich die Amtsverwaltung (die „Schreibstube der Gemeinden“) im Personalbestand sowie im Verantwortungsbereich stark entwickelt und ihre vorbereitenden Arbeiten für die Beschlüsse der Gemeindevertretungen ausgeweitet. Das Amt bildet jedoch keine kommunale Gebietskörperschaft. Die politische Verantwortung liegt bei den Gemeinden, die sich mit einem eigenen Bürgermeister und einer Gemeindevertretung selbst verwalten. Oberstes Beschlussgremium für die Amtsgeschäfte ist der Amtsausschuss, dem Vertreter der Gemeinden je nach Bevölkerungszahl angehören. Den Vorsitz führt der vom Amtsausschuss gewählte Amtsvorsteher, der ehrenamtlich tätig ist und die Amtsverwaltung leitet. Das „Tagesgeschäft“ der Verwaltung besorgt der hauptamtlich tätige „leitende Bürobeamte“ (früher „Amtmann“ genannt).
Gemeindevorsteher und Bürgermeister/in in Dassendorf seit der Einführung der kommunalen Selbstverwaltung

1876-1878
Johann Kiehn

1878-1919
Johannes Eck

1919-1925 Rudolf Berodt 

1925-1930
Adolf Haack

1930-1939 Heinrich Haack 

1939-1945 Heinrich Berodt

1945-1946 Erwin Jahn

1946-1948 Wilhelm Rugenstein

1948-1970 Alfried Otto

1970-1975 Gerhard Brandt

1975-1990 Christa Höppner

1990-1992 Harry Vietheer

1992-1994 Karl-Heinz Straßburg

1994-1996
Harry Vietheer

1996-1998
Hans-Hermann Gerke

seit 1998
Karl-Heinz Straßburg

Anmerkung: Bis 1933 hieß der Verwaltungsleiter „Gemeindevorsteher“, zwischen 1933 und 1935 „Gemeindeschulze“ und nach 1935 „Bürgermeister“. 

Die NS-Zeit

Die zwölf Jahre zwischen 1933 und 1945 sind in der regionalen Geschichtsschreibung keine „vergessenen Jahre“ mehr. In den vergangenen zehn Jahren sind zahlreiche Veröffentlichung erschienen, die neue Erkenntnisse über die NS-Herrschaft im Kreisgebiet bereitstellen. Wir wissen, dass die markanten Merkmale der NS-Diktatur – die volksfestartige Erscheinung nach außen, verbunden mit Verfolgung und Repressionen nach innen – bis in das kleinste Dorf hinein ihre Spuren hinterlassen haben. Es gab keine „glückseligen Inseln“ im NS-Staat. Denunziationen sind bis in die Familien hinein aktenkundig, Verfolgungen von Andersdenkenden fanden in den kleinsten Gemeinden statt und auf fast allen Höfen sowie in fast allen Betrieben waren Zwangsarbeiter beschäftigt.

Über die NS-Zeit in Dassendorf ist wenig bekannt, Unterlagen darüber gibt es im Amtsarchiv nicht. Eine lokale Zeitung ist dagegen erhalten geblieben, die „Schwarzenbeker Nachrichten“. In einzelnen Ausgaben findet man Informationen über die Gemeinde Dassendorf. Bei der Landtagswahl vom April 1932 erhielt die NSDAP 90 von insgesamt 158 abgegebenen Stimmen, also 57 % der Stimmen. Dieser sehr hohe Prozentsatz setzte sich bei den weiteren Wahlen in den Jahren 1932 und 1933 fort. Bei der „Volksabstimmung“ im November 1933 stimmten 242 von 260 Wahlberechtigten für Adolf Hitler. 

Nach der „Machtergreifung“ vom 30. Januar 1933 baute die NSADP schrittweise ihre Terrorherrschaft in Deutschland auf. Dazu gehörte eine Verhaftungswelle gegen vermeintliche politische Gegner, die insbesondere nach dem Reichstagsbrand vom März durch das „Gesetz zum Schutze von Volk und Staat“ ausgeweitet wurde. In den Sommermonaten 1933 berichtete die Zeitung von Schutzhaftmaßnahmen. Danach verboten die NS-Machthaber derartige Mitteilungen. In der Ausgabe der „Schwarzenbeker Nachrichten“ vom 28. März 1933 steht unter der Überschrift: „Neun Kommunisten verhaftet“ folgender Artikel: „In der Nacht zum Sonntag waren jugendliche Kommunisten aus Bergedorf zu agitatorischen Zwecken in hiesiger Gegend tätig. Zwischen Dassendorf und Kröppelshagen wurden sie von Polizeibeamten dabei überrascht, als sie ‚Heil Moskau’ auf die Landstraße Schwarzenbek-Bergedorf malten. Es gelang, sechs männliche und drei weibliche Personen zu verhaften, die in das Amtsgerichtsgefängnis in Schwarzenbek überführt wurden“. Die Ausgabe vom 29. Juni berichtet von einer „kommunistischen Geheimversammlung im Sachsenwald“, an der etwa 31 Personen teilnahmen. Die Ausgabe vom 8. Juli enthält einen Kurzbericht: „Dassendorf, 7. Juli. Ein bei einem hiesigen Landmann in Stellung befindlicher Arbeiter machte vor kurzem beleidigende Bemerkungen über die Uniform der nationalen Verbände. Auf Grund einer Strafanzeige wurde nunmehr der Arbeiter verhaftet“. 

Kriegsende und die schwierige Nachkriegszeit 

In der Nacht vom 28. auf den 29. April erkämpften britische Truppen mit Trommelfeuer und Schwimmpanzern den Elbübergang bei Lauenburg. Bis zur kampflosen Aufgabe Hamburgs und dem Einmarsch in Lübeck am 3. Mai starben noch an die 1.500 Menschen bei diesen letzten großen Kampfhandlungen im norddeutschen Raum. Auch Dassendorf blieb nicht verschont. Beim Artilleriebeschuss sind am 3. Mai drei Häuser zerstört und zwei Menschen (Zivilisten) ums Leben gekommen. Insgesamt starben 38 junge Männer aus Dassendorf auf den Schlachtfeldern des Zweiten Weltkrieges. Ein Gedenkstein für die Opfer des Zweiten Weltkriegs befindet sich auf dem Dassendorfer Friedhof. 

Das Kriegsende stellte die Gemeinde vor fast unlösbare Probleme. Die Protokolle der Gemeindevertretung sind hierfür aufschlussreich. Im folgenden werden Auszüge aus den Niederschriften für die Jahre 1946 und 1947 dargestellt. 

„Frau Prey wirft die Frage auf, warum die Siedlergemeinschaft eine Aufnahme der Flüchtlinge in ihren Bund verweigert. Herr Rosorius, Leiter der hiesigen Ortsgruppe, meint, die alteingesessenen Siedler haben den Vorzug, und dann könnten sich die Flüchtlinge ja einen Kleingartenverein gründen“.    

 „Der Wegebau muss jetzt energisch in Angriff genommen werden, denn die Wege sind in einem unverträglichen Zustand. Schade, dass der Ortsbauernführer nicht anwesend ist, um nun endlich zu wissen, woran wir mit den Spanndiensten der Bauern sind. Es soll versucht werden, die Unkosten durch Spenden zu decken“.

„Zwecks Papiereinsparung sollen in Zukunft noch drei Aushänge mit Einladungen für die Gemeinderatssitzungen gemacht werden“.

„Die Strohverteilung ist leider nicht reibungslos verlaufen. Personen, die sich unrechtmäßig Stroh angeeignet, bzw. irrtümlich mehr als zwei Bund Stroh erhalten haben, sollen von der Belieferung mit Bezugsmarken bis zum 31.3.47 ausgeschlossen werden, wenn das zuviel entnommene Stroh nicht bis zum 26. Oktober zurückgegeben ist“.

„Großstädte wie Hamburg haben eine Erhöhung der Lebensmittelrationen erhalten, während wir in den Randgebieten von dieser Erhöhung ausgeschlossen wurden. Diese Maßnahme bedeutet für unser Notstandsgebiet eine besondere Härte. Die Gemüse- und Obstzuteilung ist eher schlechter als besser in Hamburg“. 

„Die Bevölkerung ist empört über hiesige Eierablieferung von 40 Stück pro Huhn, wogegen Hamburger Hühnerhalter nur mit einer Ablieferung von 10 Stück pro Huhn herangezogen werden“. 

Politik und Parteien

Der Aufbau demokratischer Parteien nach dem Zweiten Weltkrieg im westlichen Teil Deutschlands erfolgte von „unten nach oben“. Die ersten Organisationen entstanden auf kommunaler Ebene. Aus der Vorkriegszeit gibt es für Dassendorf einen Bericht im „Hamburger Echo“ vom 31. März 1928 über die Gründung eines Ortsvereins der SPD in Dassendorf. Angaben über weitere parteipolitische Aktivitäten in der Gemeinde vor der NS-Zeit finden wir in den Unterlagen nicht. 

Am 15. September 1945 erließ die britische Militärregierung die Verordnung Nr. 12, die die Bildung von politischen Parteien in den Gemeinden ermöglichte. Gleich darauf gründeten sich Ortsvereine der SPD und der KPD in Dassendorf. Weitere Parteigründungen erfolgten erst im Jahre 1948. Für die CDU zeigte ihr Vorsitzender Martin Hubert der Gemeindeverwaltung am 30. August 1948 die Gründung eines Ortsverbandes an, am gleichen Tag gab B. Damm eine Ortsvereinsgründung für die F.D.P. bekannt. Für die folgenden Jahre enthält die Gemeindeakte „Parteien“ Unterlagen über weitere Parteiorganisationen vor Ort wie den BHE (Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten) und die Deutsche Partei sowie lokale Wählerinitiativen wie die FWD (Freie Wählergemeinschaft Dassendorf), die GUD (Gemeinschaft unabhängiger Dassendorfer) und BfD (Bürger für Dassendorf). 

